
I n zwei Jahren soll es so weit sein. Wenn
2019 die zweite Leitung der sogenann-
ten Ostseepipeline in Betrieb genom-

men wird, werden jährlich bis zu 110 Milli-
arden Kubikmeter Gas von Sibirien nach
Westeuropa strömen. Gleichzeitig wird ein
weiteres Kapitel in den deutsch-russi-
schen Energiebeziehungen aufgeschla-
gen. Als diese vor rund sechs Jahrzehnten
ihren Anfang nahmen, war Deutschland
noch geteilt und die Sowjetunion intakt.

Die erstaunliche Geschichte begann
mit einem Vertragsbruch. Auf deutscher
Seite. Im Oktober 1962 vereinbarten die
Mannesmann AG, die Hoesch AG und die
Phoenix-Rheinrohr AG, drei Industrieun-
ternehmen der alten Bundesrepublik, auf
der einen und die sowjetische Außen-
handelsgesellschaft auf der anderen Seite
eine umfangreiche Rohrlieferung: Von den
Sowjets geliefertes Roheisen wurde von ih-
ren westdeutschen Partnern zu Halbfertig-
produkten verarbeitet.

Kaum war der Vertrag unter Dach und
Fach, wurden die Amerikaner bei der Bun-
desregierung in Bonn vorstellig und zwan-
gen sie, das Geschäft zu unterbinden. Aus-
löser war ein Beschluss des Nato-Rates,
mit dem das Bündnis November 1962 auf
die Rolle der Sowjets während der Kubakri-
se reagierte. Da konnten die Firmen bei
Konrad Adenauer noch so vehement dar-
um „bitten, die Anfang Oktober 1962 abge-
schlossenen Verträge erfüllen zu dürfen“,
sie konnten sogar darauf verweisen, dass
„die Regierung keines anderen Nato-Lan-
des die Großrohrausfuhr nach dem Ost-
block beschränkt“ habe – es half alles
nichts. Die Amerikaner blieben hart. Und
die Bundesregierung hatte keine Wahl.

Dass gleichwohl wenig später wieder
Bewegung in die Sache kam, lag an einer
damals noch gewöhnungsbedürftigen in-
formellen Zusammenarbeit zwischen der
deutschen Industrie und der SPD. Die Sozi-
aldemokraten hatte sich nicht nur 1963 für
die Erfüllung des Rohrvertrags starkge-
macht, sondern begannen, kaum dass mit
der ersten Großen Koalition im Herbst
1966 Karl Schiller, einer der Ihren, das Wirt-
schaftsministerium bezogen hatte, mit
Sondierungen in Sachen Erdgas-Röhren-
Geschäft. Tatsächlich sind alle diese Ge-
schäfte in den Amtszeiten sozialdemokrati-
scher Kanzler geschlossen worden: zwei
während der Regierung Willy Brandts,
zwei in der Ära Helmut Schmidts, eines am
Ende der Amtszeit Gerhard Schröders, so-
fern man die Ostseepipeline in diese Reihe
stellen will. Und da gehört sie hin.

Im Kern sahen die 1970, 1972, 1974 und
1981 geschlossenen Verträge vor, dass die
Sowjets definierte jährliche Gasmengen an
die Bundesrepublik, und deutsche Firmen
Großrohre in festgelegtem Umfang an die
Sowjetunion lieferten. Ein deutsches Ban-
kenkonsortium gewährte der sowjetischen
Außenhandelsbank einen gebundenen Fi-
nanzkredit, der zum Beispiel 1970 zur Hälf-
te von einer staatlichen Hermes-Bürg-
schaft gedeckt war.

Der letzte, im November 1981 geschlos-
sene Vertrag ist allein wegen seiner Dimen-
sion bemerkenswert. Immerhin sagten die
Sowjets eine Verdoppelung der jährlichen
Lieferungen auf 20 Milliarden Kubikmeter
und eine Laufzeit von 25 Jahren zu. Dafür
musste eine neue Pipeline gebaut werden,
die auf der westsibirischen Halbinsel Ja-
mal begann und sich in Weißrussland teil-
te: Der nördliche Strang querte Polen, der
südliche die Ukraine und die Tschechoslo-
wakei. Die Rohre der 5000 Kilometer lan-
gen Pipeline, aber auch die 41 Kompresso-
renanlagen sollten von westlichen, darun-
ter deutschen und amerikanischen Fir-
men auf Kredit und gegen spätere Bezah-
lung in Erdgas geliefert werden.

Kurzfristig entlastete die Jamal-Pipe-
line die ältere, die Ukraine querende
Druschba-Leitung. Mittelfristig hingegen
genügte das sowjetische Pipelinenetz
nicht mehr der rasant ansteigenden west-
europäischen Nachfrage. Mit der Implosi-
on der Sowjetunion entstand über Nacht ei-
ne neue Herausforderung. So kamen zen-
trale Abschnitte dieser alten Hauptschlag-
adern samt der zugehörigen Kompresso-
renstationen unter die Kontrolle Weißruss-
lands und der Ukraine, die 1991 ihre staatli-
che Unabhängigkeit erlangt hatten und

jetzt mit gutem Recht ihre Kassen durch
Einnahmen aus den Transitgebühren fül-
len wollten.

Weil diese Staaten von Anfang an
klamm waren, wurde in Moskau der Vor-
wurf laut, dass die Ukraine nennenswerte
Mengen des Gases abzweige und auf eige-
ne Rechnung verkaufe. Bis heute konnte
das russischerseits nicht definitiv bewie-
sen, aber auch von ukrainischer Seite nicht
überzeugend widerlegt werden. Immerhin
machte der russische Präsident Wladimir
Putin den deutschen Kanzler Gerhard
Schröder schon Ende September 2000 auf
diesen „erheblichen Schwund“ und auch
darauf aufmerksam, dass die ukraini-
schen Leitungen dringend reparaturbe-
dürftig seien. Putin, der erst mit Jahresbe-
ginn das Amt von Boris Jelzin übernom-
men hatte, war damals im Westen wohlge-
litten. Nach Jahren der Misswirtschaft, der
Korruption und des Raubkapitalismus galt
er vielen als Hoffnungsträger.

Schröder wiederum war, als Putin ihm
das berichtete, gerade zwei Jahre im Amt,
hatte in Berlin den Atomausstieg über die
Bühne gebracht, aber im Übrigen kein be-
sonderes Interesse an Energiefragen erken-
nen lassen. Das galt zunächst auch für den
Bau einer Gaspipeline durch die Ostsee,
über die an der Jahrhundertwende der rus-
sische Monopolist Gazprom mit den deut-
schen Konzernen Ruhrgas und Winters-
hall sprach und die heute als „North“ bezie-
hungsweise „Nord Stream“ firmiert.

Das Projekt war erstmals Ende der Acht-
zigerjahre von finnischen und schwedi-
schen Firmen geprüft worden, trat mit
dem Zusammenbruch der Sowjetunion in

den Hintergrund, wurde 1997 wiederbe-
lebt und im Ostseerat diskutiert. Dort ge-
hörte neben Russland nach wie vor Finn-
land zu den entschiedenen Befürwortern.
Der finnische Ministerpräsident war es
dann, der im Februar 2001 den Bundes-
kanzler brieflich darum bat, „dass Deutsch-
land mit uns die Auffassung über die be-
sondere Bedeutung der Gasleitung durch
die Ostsee teilen könnte“. Mit ihr, so das Ar-
gument, könnten die Gasliefrungen nach
Europa „erheblich diversifiziert“ werden.

Tatsächlich dauerte es noch fast drei
Jahre, bis sich Schröder im Oktober 2003
endgültig hinter das Vorhaben stellte. Wie
immer geartete persönliche Ambitionen

hatte er nicht. Auch dann noch nicht, als Pu-
tin in der heißen Phase des Bundestags-
wahlkampfs nach Deutschland kam, um
mit Schröder am 8. September 2005 an der
Unterzeichnung des Vorvertrages durch
die deutschen und das russische Unterneh-
men teilzunehmen. Dass er nur wenige Wo-
chen später durch Putin als Vorsitzender
des Verwaltungsrates der Betreibergesell-
schaft dieser Ostseepipeline benannt wer-
den könnte, kam Schröder nicht in den
Sinn. Denn er wollte ja im Herbst 2005
nicht Aufsichtsratsvorsitzender eines rus-
sisch dominierten Konzerns werden, son-
dern Bundeskanzler bleiben, und das für
mindestens vier weitere Jahre.

Als er das nicht schaffte, nahm er das
durch Putin unabgesprochen früh öffent-
lich gemachte Angebot an. Seither verbin-
det sich sein Name mit Nord Stream und,
da der russische Staatskonzern die
Mehrheit an der Betreibergesellschaft
hält, mit Gazprom. Das gilt sowohl für
Nord Stream 1, deren beide Stränge seit
2012 in Betrieb sind, als für Nord Stream 2,
deren beide Stränge 2019 in Betrieb gehen
sollen. Wenn sich diese Unternehmen auch
in mancher Hinsicht, wie zum Beispiel in
der Konstruktion der Betreibergesell-
schaft, von den voraufgegangenen Model-
len unterscheiden, kann es keinen Zweifel
geben, dass die Ostseepipeline mit ihren
beiden Leitungen und insgesamt vier Strän-
gen die in den ausgehenden Fünfzigerjah-
ren begonnene Tradition fortschreiben.

Wenn heute gesagt wird, die Lage unter-
scheide sich grundlegend von derjenigen
der 1970er- und 1980er-Jahre des vergange-
nen Jahrhunderts, ist das schlicht falsch.
Natürlich gab es, als 1981 das letzte Erdgas-
Röhren-Geschäft unter Dach und Fach ge-
bracht wurde, weder einen russischen Prä-
sidenten Wladimir Putin noch eine russi-
sche Annexion der Krim, noch einen russi-
schen Stellvertreterkrieg in der Ukraine,
noch eine russische Intervention in Syrien.
Aber es gab den obersten Sowjet Leonid Il-
jitsch Breschnew, und was in seiner Regie
bis 1981 geschah, stand den heutigen russi-
schen Aktivitäten in nichts nach. Nicht nur
stationierten die Sowjets serienweise ge-
gen Westeuropa gerichtete mobile, mit nu-
klearen Mehrfachsprengköpfen bestückte
Raketen des Typs SS 20, sondern sie inter-
venierten auch mithilfe kubanischer Ein-

heiten in Angola oder am Horn von Afrika.
Vor allem aber marschierte Ende 1979 eine
sowjetische Streitmacht in Afghanistan
ein. Und während die dort wütete, wurde
in Polen, damals ein Satellit der Sowjet-
union, das Kriegsrecht verhängt.

Selbst diese gravierenden Entwicklun-
gen waren für die Bundesregierung und
die beteiligten deutschen Firmen und Ban-
ken kein Anlass, um das Gasgeschäft mit
den Sowjets infrage zu stellen. Wohl aber
für die Amerikaner. Präsident Ronald Rea-
gan war entschlossen, das vierte Geschäft
unter anderem durch ein Exportverbot für
Rohrverlegemaschinen und besagte Kom-
pressoren platzen zu lassen.

Dass es nicht dazu kam und die deut-
sche Seite nicht erneut vertragsbrüchig
werden musste, lag am Schulterschluss
der Westeuropäer. Denn all diese Geschäf-
te hatten und haben eine europäische Di-
mension und liegen im Interesse Europas.
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts war die Eu-
ropäische Union der zweitgrößte Energie-
verbraucher und der größte Energieimpor-
teur der Welt. Und Deutschland ist nicht
nur der wichtigste Abnehmer russischen
Gases, sondern spielt auch eine Schlüssel-
rolle bei dessen Weiterleitung nach West-
europa. Schon der Schulterschluss der
frühen 1980er-Jahre war der Erkenntnis
geschuldet, dass die eigenen, also die briti-
schen, die norwegischen, vor allem aber
die niederländischen Gasquellen immer
weniger hergaben und eine Reihe von Staa-
ten des Nahen und Mittleren Ostens wegen
der prekären politischen Lage als Lieferlän-
der ausfielen oder auszufallen drohten.

In dem Szenario überraschte es nicht,
dass die EU die Ostseepipeline schon früh
als Teil des Transeuropäischen Energienet-
zes und als „Projekt von europäischem In-
teresse“ einstufte. Und es überrascht auch
nicht, dass sich bis zur Inbetriebnahme
von Nord Stream 1 mit der niederländi-
schen Gasunie sowie der französische GDF
Suez zwei weitere westeuropäische Fir-
men zulasten der deutschen Partner an der
Betreibergesellschaft beteiligten.

Dass es heute in den baltischen Staaten
oder in Polen erhebliche Widerstände ge-
gen Nord Stream 2 gibt, ist verständlich.
Denn die Leitungen könnten die klassi-
schen Routen mehr oder weniger überflüs-
sig machen, und damit würden diese Staa-
ten, aber natürlich auch Weißrussland und
vor allem die Ukraine, eine attraktive Ein-
nahmequelle verlieren. Dass Putin diese
Lage nutzen will, um die vormaligen So-
wjetrepubliken und Polen politisch unter
Druck zu setzten, ist nicht auszuschließen.
Aber sein eigentliches Motiv ist das nicht.
Dafür ist Nord Stream in jeder Hinsicht zu
aufwendig – und, wie alle Pipelines, zum
Beispiel für Anschläge zu anfällig.

Man sollte nicht vergessen, dass der rus-
sische Präsident nicht der Vater des Pro-
jekts einer Ostseepipeline ist. Als Putin ins
Amt kam, fand er die im skandinavischen
Raum entwickelte Idee vor und griff sie
auf, weil ihm der Zustand der alten trans-
kontinentalen Leitungen, aber auch die po-
litischen Verhältnisse in den baltischen
Staaten, in Polen und der Ukraine zu unsi-
cher waren. Da sie allesamt in die EU und
die Nato drängten und dann auch, von der
Ukraine abgesehen, in die westlichen Ge-
meinschaften aufgenommen wurden,
konnte er sich nicht mehr sicher sein, dass
der Gasabfluss auf alle Zeiten und ohne Un-
terbrechung garantiert sein würde.

Dass Wladimir Putin dann mit seinen
mittelbaren und unmittelbaren Interventi-
onen namentlich in der Ukraine zu einer
dramatischen Verschlechterung der Lage
beitrug, ist allerdings auch Teil dieser Ge-
schichte. Jetzt hat die Ostseepipeline für
den Kreml erst recht eine strategische Be-
deutung. Denn eine längere Unterbre-
chung, gar einen Ausfall des Gasabflusses
kann sich Russland nicht leisten. Russland
braucht das europäische Geld. Und Europa
braucht das russische Gas. Zumindest in
dieser Hinsicht hat sich seit dem Unter-
gang der Sowjetunion nichts geändert.

Gregor Schöllgen, 64, lehrt Neuere Geschichte an
der Universität Erlangen. Er ist unter anderem Mit-
herausgeber des Nachlasses von Willy Brandt und
der Akten des Auswärtigen Amtes sowie Autor ei-
ner Biografie über Gerhard Schröder.

Es geht ums Wetter, Geld, um Daten und
den Staat, um eine kostenlose Wetter-
App für alle Bürger. Und es gibt Streit.
Der Streit wird größer.

Den Plänen der Bundesregierung zu-
folge soll der Deutsche Wetterdienst
(DWD) seine Wetter- und Klimadaten der
Öffentlichkeit bald kostenlos zur Verfü-
gung stellen dürfen. Auf welche Art das
geschehen soll, ist nicht geklärt. Eine Wet-
ter-App des staatlich finanzierten Wetter-
dienstes gibt es bereits. Und die mache
Privatanbietern wie wetter.de oder
wetter.com das Geschäftsmodell kaputt,
so die Kritik des Verbandes Deutscher
Wetterdienstleister (VDW). Die neuen
Pläne würden die Situation noch einmal
verschärfen.

„Warum der Staat in einen funktionie-
renden Markt eingreifen will, ist mir völ-
lig schleierhaft“, sagt Justus Haucap, Pro-
fessor für Wettbewerbsökonomie an der
Universität Düsseldorf. „Da wird ein un-
entgeltliches Angebot komplett werbe-
frei auf den Markt geworfen, was sollen
die privaten Anbieter da machen?“

Haucap hat ein Thesenpapier zu den
ökonomischen Konsequenzen verfasst.
Darin kommt er zu dem Ergebnis, dass
die geplante Gesetzesnovelle der Bundes-
regierung „in ihrer jetzigen Form aus
ordnungspolitischer Sicht vollkommen
verfehlt ist“. Im Grunde, sagt Haucap, sei
eine staatliche App für den Wetter-Markt
ein Dumpingangebot. Arbeitsplätze und
Innovation seien gefährdet.

Seit Jahren streiten sich jetzt schon
Wetterdienstleister und der Deutsche
Wetterdienst über die Verwendung der
Daten. Bisher mussten private Unterneh-
men dafür zahlen. Als der Wetterdienst
vor eineinhalb Jahren selbst eine App auf
den Markt brachte, sahen sich die Dienst-
leister noch mehr im Nachteil. Die Geset-
zesänderung könnte jetzt eine Art End-
punkt der Debatte sein oder, wie es der

Verband Deutscher Wetterdienstleister
ausdrückt, den Markt richtig kaputt ma-
chen. Die Regierung spricht von „Open-
Data“ für jedermann.

Haucap vermutet, dass die geplante
Gesetzesänderung mit der DWD-App zu-
sammenhängt. „Die DWD-Wetter-App
ist rechtlich zweifelhaft, und jetzt ver-
sucht man, das im Nachhinein zu recht-
fertigen.“ Das streitet das zuständige Mi-
nisterium für Verkehr und digitale Infra-
struktur ab: Die Wetter-App zu entwi-
ckeln, habe bis Oktober 2016 gut
260 000 Euro gekostet. „Zwischen der
DWD-Gesetzesnovelle und dem laufen-
den Rechtsstreit um die Warnwetter-App
des DWD besteht kein Zusammenhang.“

Der Kölner Staatsrechtler Christian
von Coelln kommt zu einer anderen
Bewertung. Der Deutsche Wetterdienst,
schreibt er, verwende Steuergelder, um
Leistungen zu verschenken. Und zwar
grundlos. „Ein Mangel an allgemein zu-
gänglichen und erschwinglichen Wetter-
informationen ist jedenfalls nicht zu
beklagen.“ hannes vollmuth

All diese Geschäfte sind in den
Amtszeiten sozialdemokratischer
Kanzler abgeschlossen worden

Die Wetter-App der
staatlichen Behörde DWD hat
bereits 260 000 Euro gekostet

Brandts Röhren, Putins Gas
Die Ostseepipeline ist umstritten – und doch nur das letzte Stück in einer langen, erstaunlichen Geschichte:

Deutschland und Europa buhlen seit Jahrzehnten um Moskaus Energie. Von Gregor Schöllgen

Sturmwarnung
Warum ein Ökonom Pläne der Regierung kritisiert, Wetterdaten kostenlos anzubieten

Der russische Präsident ist nicht
der Vater des Projekts – und
Gerhard Schröder auch nicht
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Das Gas und die große Politik: Gerhard Schröder und Wladimir Putin (oben links) beschlossen 2005 den Bau der Ostseepipeline (oben rechts).
Das geht letztlich zurück auf die ersten Erdgas-Röhren-Geschäfte, die unter Willy Brandt und Leonid Breschnew (unten rechts) in den 1970ern vereinbart

wurden. Russland bekam damals Röhren und Turbinen für seine Pipelines (unten links). FOTO: REUTERS/GETTY IMAGES/IMAGO/AP
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Sozialgericht Stade, den
S 1 KR 116/16 10.01.2017

BESCHLUSS
In dem Rechtsstreit
Rosemarie Zeiss-Panjuk Kinderheim Bülkau,
Aue 42, 21782 Bülkau - Klägerin -
Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Zeeck & Zeeck, Stader Straße
2, 21781 Cadenberge
gegen
Deutsche Rentenversicherung Braun-
schweig - Hannover, vertreten durch die
Geschäftsführung, Lange Weihe 6, 30880
Laatzen - Beklagte -
hat die 1. Kammer des Sozialgerichts Stade
am 10. Januar 2017 durch den Richter am 
Sozialgericht Dr. Bassen beschlossen:
Es wird angeordnet, dass nur solche Personen
zu diesem Rechtsstreit beigeladen werden, die
dies bis zum 28. April 2017 beantragen.
Anträge auf Beiladung zum Verfahren sind
bis spätestens 28. April 2017 beim Sozial-
gericht Stade, Am Sande 4a, 21682 Stade
einzureichen.
Gründe:
Gegenstand des Rechtsstreits ist eine Nach-
forderung von Gesamtsozialversicherungs-
beiträgen aufgrund einer Betriebsprüfung.
Die Klägerin wendet sich gegen die Nachfor-
derung von Sozialversicherungsbeiträgen auf
geschuldeten, aber nicht gezahlten Ausfall-
lohn bei Krankheit bzw. Urlaub. Da mehr als
20 Arbeitnehmer, Krankenkassen, Pflegekas-
sen und die Bundesagentur für Arbeit von der
notwendigen Beiladung erfasst wären, wer-
den gemäß § 75 Abs. 2 a Sozialgerichtsgesetz
nur solche Personen beigeladen, die dies bin-
nen obiger Frist beantragen. Der Beschluss
ist unanfechtbar, § 75 Abs 2a Satz 2 SGG.
Der Vorsitzende der 1. Kammer
Dr. Bassen, Richter am Sozialgericht
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